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Kompetenz 1832- Leitung der Gemeindeverwaltung  
 
 
Kompetenz- 1832- Gemeinderat (GR) 
träger 
 
 
Entstehung 1832 Nach einem langen und schwierigen Ablösungsprozess wurde die Einwoh-

nergemeinde Bern 1832 geschaffen. Bis 1798 war Bern der grösste Stadt-
staat der alten Eidgenossenschaft gewesen, der sein Staatsgebiet von der 
Stadt aus souverän und zentral verwaltet hatte. Mit dem Sturz der alten 
Stadtrepublik am 5. März 1798 wurden Staats- und Stadtregierung erstmals 
getrennt. Der Kanton verlor seine Souveränität und wurde in die nach franzö-
sischem Vorbild geschaffene, zentralistische Helvetische Republik eingeglie-
dert. Die Stadt verlor ihre örtlichen Vorrechte und wurde jeder anderen Ge-
meinde gleichgestellt. Die Selbstverwaltung der Stadt lag nun bei der Munizi-
palität. Die Helvetische Republik war jedoch nur von kurzer Dauer. Mit dem 
Abzug der französischen Truppen brach die Helvetische Republik 1802 aus-
einander und die alte Ordnung wurde in zwei Etappen wieder hergestellt. Mit 
der Mediation von 1803 wurde zunächst die Staatlichkeit der Kantone erneu-
ert, während die Trennung der bernischen Staats- und Stadtregierung vor-
derhand noch bestehen blieb. Die Munzipalität wurde aufgelöst und die 
Stadtregierung fiel zurück an die Burgergemeinde. Mit der Restauration von 
1814/15 fielen dann auch Staats- und Stadtregierung wieder zusammen. 
Ungeachtet des Widerstands von Seiten der städtischen Regierung und der 
nichtpatrizischen Burgerschaft hob die Staatsregierung die Selbstverwaltung 
der Stadt auf. Die Staatsregierung hielt dem Druck der Burgerschaft jedoch 
nicht lange Stand, so dass der Staatsregierung wieder eine Stadtbehörde 
angegliedert werden musste.  

  Um 1830 formierte sich in Bern, wie in anderen Schweizer Kantonen, eine 
gegen die restaurative Ordnung gerichtete liberale Bewegung. Sich an den 
politischen und ideellen Zielen der französischen Revolution und der Helvetik 
orientierend, drängten sie auf ihre politische Partizipation sowie die Erweite-
rung ihres wirtschaftlichen und sozialen Handlungsraums und kämpften für 
die Einführung der repräsentativen Demokratie, der Rechtsgleichheit und der 
bürgerlichen Freiheitsrechte. 

  Nachdem das Patriziat im Januar 1831 von der Staatsregierung abgedankt 
hatte, die erste liberale Kantonsregierung gewählt und die Kantonsverfas-
sung ausgearbeitet worden war, verabschiedete die Burgerschaft – ohne den 
Amtsantritt der neuen Kantonsregierung abzuwarten – im September 1831 
eine neue Ordnung für die Stadtregierung und liess sich diese noch von der 
alten patrizischen Regierung genehmigen. Die Sonderstellung der Stadt Bern 
war der neuen Kantonsregierung ein Dorn im Auge. Deshalb war sie bestrebt 
die Sonderrechte der Hauptstadt aufzuheben und den Einfluss des Patriziats 
zu schwächen. Und so teilte die Kantonsregierung der Stadtregierung im 
Frühjahr 1832 mit, dass sie deren Regierung und Verwaltung nicht anerken-
ne, da ihre Neuordnung nach Art. 94 der Kantonsverfassung nicht durch den 
Regierungsrat genehmigt worden war. Zugleich regelte sie die Organisation 
des Gemeinwesens im Kanton Bern einstweilen durch den Erlass eines Dek-
retes, bis das Gemeindegesetz im Dezember 1833 verabschiedet wurde. 
Träger der Selbstverwaltung waren die neu zu schaffenden Einwohnerge-
meinden, die sich aus allen Einwohnern zusammensetzten. Den Verlust ihrer 
Macht und ihres Vermögens befürchtend widersetzten sich Patriziat und 
Burgerschaft der Bildung einer Einwohnergemeinde. Die Folge waren schar-
fe politische Auseinandersetzungen zwischen Stadt- und Kantonsregierung, 
die in der sogenannten Erlacherhofverschwörung gipfelten. Darüber hinaus 
hob der Regierungsrat am 5. September 1832 die Stadtverfassung auf, setz-
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te die Stadtregierung ab und ordnete die ersten Wahlen der Einwohnerge-
meindeversammlung an. 

  Nur einen Monat nach der Aufhebung der Stadtverfassung und Absetzung 
der Stadtregierung trat am 17. Oktober 1832 die erste Einwohnergemeinde-
versammlung im Münster zusammen, um die neue Regierung, den 25-
köpfigen Gemeinderat, zu wählen. Unmittelbar nach der Wahl konstituierte 
sich der Gemeinderat und begann mit der Ausarbeitung eines Organisations-
reglementes für die Stadt, das aber erst zwei Jahre später am 11. Septem-
ber 1834 verabschiedet und am 14. Januar 1835 vom Regierungsrat ge-
nehmigt wurde.  

 
 
Aufbau 1833 Der Gemeinderat bestand mit Präsident und Vizepräsident aus 25 Mitglie-

dern, die von der Gemeindeversammlung aus ihrer Mitte gewählt wurden. 
Väter, Söhne, Schwiegersöhne oder Brüder durften nicht gleichzeitig dem 
Gemeinderat angehören. Die Mitglieder des Gemeinderates wurden für eine 
Amtszeit von sechs Jahren gewählt, wobei alle zwei Jahre ein Drittel des 
Gemeinderates bestellt wurde. Während der Amtszeit frei werdende Ge-
meinderatsmandate wurden an der nächsten Gemeindeversammlung er-
gänzt. Die auf diese Weise nachrückenden Gemeinderäte beendeten die 
Amtszeit ihrer Vorgänger. Eine Beschränkung der Wiederwahl resp. der 
Amtszeiten bestand nicht – wohl aber ein Amtszwang, durch den die Mitglie-
der der Gemeindeversammlung verpflichtet wurde die Wahl in den Gemein-
derat oder in eine Gemeindebeamtung anzunehmen und zwei Jahre lang 
auszuüben. 

  Zur Vorberatung, Untersuchung und Begutachtung schwieriger oder weit-
läufiger Geschäfte konnte der Gemeinderat ‚Besondere Kommissionen‘ (� 
Spezialkommissionen) einsetzen, die jedoch zeitlich befristet waren. 

  Zur Leitung und Beaufsichtigung der Gemeindeverwaltung setzte der Ge-
meinderat aus seiner Mitte ‚Ständige Kommissionen‘ ein: die Spezial- und 
Organisationskommission, die Polizeikommission, die Primarschulkommissi-
on sowie das Sittengericht und das Untergericht. Das Bauwesen, das Ar-
menwesen sowie teilweise das Schulwesen waren bei der Burgergemeinde 
verblieben, die diese Aufgaben weiterhin ausführte und finanzierte. Weder 
hatte eine vollständige Trennung der Aufgaben noch der Finanzen stattge-
funden. Das städtische Vermögen befand sich noch ganz im Besitz der Bur-
gergemeinde, so dass die Einwohnergemeinde nun finanziell von der Bur-
gergemeinde abhängig war. Zwar regelte ein Vertrag, dass die Burgerge-
meinde der Einwohnergemeinde zur Bestreitung der öffentlichen Aufgaben 
einen jährlichen Betrag zur Verfügung stellte. Doch erst mit der Ausschei-
dung von 1852 wurde die endgültige Trennung der öffentlichen Aufgaben 
und des Vermögens vorgenommen. 

1852 Zu den bestehenden Kommissionen kamen die Finanzkommission und die 
Baukommission1 sowie die Realschuldirektion und Mädchenschuldirektion. 
Die Spezial- und Organisationskommission wurde in Organisationskommis-
sion umbenannt. Für das Untergericht wurde eine Fertigungskommission 
eingesetzt und das Sittengericht wurde zur Sittengerichtlichen Sektion. 

 1872 Mit dem Übergang zum erweiterten Kommissions- und Kollegialsystems und 
der Schaffung des � Grossen Stadtrates wurde der Gemeinderat reduziert 
und bestand nun mit dem Stadtpräsidenten und dem Vizepräsidenten aus 17 
Mitgliedern. (Der Gemeindepräsident wurde nun als Stadtpräsident bezeich-
net.) Wahlmodus, Amtszeit und Amtszwang der Gemeinderäte wurden nicht 
geändert. Dafür erhielten die Gemeinderäte nun ein Sitzungsgeld. 

  Die Organisation der Verwaltung blieb im Wesentlichen unverändert. Die 
Organisationskommission wurde zur Präsidialkommission umbenannt und 
die March- und Katasterkommission war bereits 1870 eingesetzt worden.  
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  Neu wurde eine Sanitätskommission eingesetzt. Gaswerk und Wasserver-
sorgung wurde der Verwaltung als ‚Besondere oder Privat-Geschäftszweige‘ 
eingegliedert. 

 1888 Mit der Einführung des ‚gemässigten Direktorialsystems‘ und der Schaffung 
des � Stadtrates zum 1. März 1888 wurde der Gemeinderat auf neun Mit-
glieder reduziert, von denen der Stadtpräsident und drei weitere Mitglieder 
hauptamtlich eingesetzt wurden und eine Besoldung erhielten. Die übrigen 
fünf Gemeinderäte, deren Aufgabe es war, die sogenannten ‚ständigen Ge-
meinderäte‘ zu beraten und zu vertreten, waren weiterhin nebenamtlich tätig 
und bezogen eine Entschädigung. Die Amtsdauer wurde auf vier Jahre ver-
kürzt und der Amtszwang schien abgeschafft worden zu sein. Jedenfalls fin-
det sich im Gemeindereglement keine solche Bestimmung mehr. 

  Mit der Einführung des Direktorialsystems wurde die gesamte Verwaltung 
zentralisiert, hierarchisiert und sachkonform in sechs Direktionen gegliedert. 
Jede Direktion wurde von einem Gemeinderat geleitet. Aufgrund ihres Um-
fanges und ihrer Geschäftslast stand der Polizeidirektion, der Finanzdirektion 
und der Baudirektion je einer der drei hauptamtlichen Gemeinderäte vor. Der 
Stadtpräsident übernahm die Leitung der Präsidialabteilung. Darüber hinaus 
konnte dem Stadtpräsidenten die Leitung einer weiteren Direktion zugewie-
sen werden, so dass er von 1888-1895 der Armendirektion vorstand. Allein 
die Schuldirektion musste zunächst von einem ‚nichtständigen‘ Gemeinderat 
geführt werden, bis der Stadtpräsident 1896 die Leitung der Baudirektion 
übernahm. Die Schuldirektion und die Armendirektion wurden daraufhin ge-
meinsam von einem hauptamtlichen Gemeinderat übernommen.  

  Mit der Zentralisierung der Verwaltung wurde die Zahl der ‚ständigen‘ Kom-
missionen reduziert und deren Funktion auf die Beratung und Beaufsichti-
gung der jeweiligen Verwaltungsabteilungen beschränkt. Präsidiert wurden 
die Kommissionen – mit Ausnahme der Schulkommissionen – von den Di-
rektoren der jeweiligen Verwaltungszweige oder deren Stellvertretern und ih-
re Mitglieder setzten sich aus Gemeinde- und Stadträten zusammen, die 
vom Stadtrat gewählt wurden. 

 1900 Mit der neuen Gemeindeordnung vom 26. November 1899 wurde die Zahl 
der ‚ständigen Gemeinderäte‘ auf fünf erhöht und die Zahl der ‚nichtständi-
gen Gemeinderäte‘ auf vier gesenkt. Zugunsten des neuen hauptamtlichen 
Gemeinderates gab der Stadtpräsident die Leitung der Baudirektion ab, er-
hielt aber zur Entlastung der Finanzdirektion die Aufsicht über die ‚Besonde-
ren Geschäftszweige‘ der Stadt. Schuldirektion und Armendirektion mussten 
jedoch weiter gemeinsam geführt werden.  

1920 Mit der Einführung des ‚reinen Direktorialsystems‘ wurde der Gemeinderat 
auf sieben hauptamtliche und besoldete Mitglieder reduziert. Die Gemeinde-
räte wurden von der Gemeinde für eine Amtszeit von vier Jahren gewählt. 
Die Wahlen erfolgten nach dem Proportionalwahlverfahren. Lediglich die 
Wahl des Stadtpräsidenten wurde weiterhin nach dem Majorzprinzip vorge-
nommen. Unverändert beibehalten wurde die Wahlbeschränkung in den 
Gemeinderat. So konnten Väter, Söhne, Schwiegersöhne und Brüder nicht 
gleichzeitig dem Gemeinderat angehören. Eine Amtszeitbeschränkung be-
stand noch immer nicht, doch war der Amtszwang wieder in die Gemeinde-
ordnung aufgenommen worden. Während der Amtszeit frei werdende Ge-
meinderatssitze wurden an der nächsten Gemeindeabstimmung für den Rest 
der Amtsdauer wieder besetzt. 

  Die Verwaltungsorganisation wurde im Wesentlichen beibehalten. Da die 
Geschäftslast der einzelnen Direktionen seit der Jahrhundertwende aber ste-
tig zugenommen hatte und höchst ungleichmässig verteilt war, wurden bei 
der Zuordnung zu den sieben Direktionen einige Geschäftsbereiche geteilt, 
verschoben oder erweitert. So wurde die Polizeidirektion zur Polizei- und Sa-
nitätsdirektion ausgebaut und die Armendirektion zur Direktion der sozialen 
Fürsorge erweitert, während die Baudirektion aufgrund ihres Umfangs in die 
Baudirektion I (Tiefbau) und Baudirektion II (Hochbau) getrennt wurde. Die 
Schuldirektion, die Finanzdirektion und die Direktion der industriellen Betrie-
be waren hiervon nicht betroffen. Ebenso die Regelung, dass der Stadtpräsi-
dent neben einer Direktion auch der Präsidialabteilung vorstand. 
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 1963 Die Organisation des Gemeinderates wurde durch die neue Gemeindeord-
nung, die am 1. September 1963 in Kraft trat, nicht geändert. Der Amts-
zwang sowie die Bestimmung das Väter, Söhne, Schwiegersöhne und Brü-
der dem Gemeinderat nicht gleichzeitig angehören können, wurden aller-
dings fallen gelassen. Dagegen konnte ein Mitglied des Gemeinderates nicht 
mehr gleichzeitig dem Grossen Rat und der Bundesversammlung angehö-
ren.  

 1966-68 Die Zahl der Verwaltungsdirektionen wurde von sieben auf neun erhöht. Zu-
nächst wurde die Polizei- und Sanitätsdirektion geteilt und die Gesundheitsdi-
rektion zum 1. Januar 1966 geschaffen. Die neue Organisation der übrigen 
Direktionen trat zum 1. Juli 1967 in Kraft, von denen lediglich die Baudirekti-
on I und Baudirektion II in Tiefbaudirektion und Hochbaudirektion sowie die 
Direktion der sozialen Fürsorge in Fürsorgedirektion umbenannt wurden. 
Schliesslich wurde zum 1. Januar 1968 noch die Wirtschaftsdirektion ge-
schaffen. Da die Zahl der Gemeinderäte nicht erhöht wurde, übernahm der 
Fürsorgedirektor noch die Gesundheitsdirektion und der Stadtpräsident führ-
te neben der Präsidialabteilung noch die Hochbaudirektion und die Wirt-
schaftsdirektion. 

 1970 Aufgrund der neuen Ausführungsbestimmungen zur Gemeindeordnung wur-
de die Zahl der Verwaltungsdirektionen von neun auf acht reduziert, indem 
die Hochbaudirektion und Tiefbaudirektion zusammengelegt wurde. Dafür 
wurde die Wirtschaftsdirektion zur Planungs- und Wirtschaftsdirektion erwei-
tert. Damit konnte der Stadtpräsident die Hochbaudirektion an den Baudirek-
tor abtreten. Diese Änderungen wurden noch vor dem Inkrafttreten der ABz-
GO im Laufe des Jahres 1970 vollzogen. 

 1972 Einführung des Frauenwahlrechtes. 
 1976 Beschränkung der Ämterkumulation. Höchstens vier Mitglieder des Ge-

meindrates dürfen dem Grossen Rat und der Bundesversammlung angehö-
ren, wovon einem dieser Parlamente nicht mehr als drei. Umbenennung der 
Direktion der industriellen Betriebe in Direktion der Stadtbetriebe mit der Teil-
revision der GO, die an der Gemeindeabstimmung vom 25. April 1976 ange-
nommen wurde. 

 1985 Aufgrund der neuen Ausführungsbestimmungen zur Gemeindeordnung wur-
de die Zahl der Verwaltungsdirektionen von acht auf sieben reduziert, indem 
zum einen die Fürsorgedirektion und die Gesundheitsdirektion, die ohnehin 
von einem Gemeinderatsmitglied in Personalunion geführt wurden, auch or-
ganisatorisch zusammengelegt wurde. Zum anderen wurde die Planungs- 
und Wirtschaftsdirektion mit der Baudirektion zur Planungs- und Baudirektion 
vereinigt, so dass die Präsidialabteilung in eine Direktion umgewandelt wer-
den konnte. 

 
 
 
 Die Gemeinde- und Stadtpräsidenten 1832-20012 
 

Amtszeit Person  Beruf Partei 

     
1832-1848 Karl Zeerleder (1780-1851) alt Ratsherr Konservativ 
1849-1863 Friedrich Ludwig von Effinger (1795-1867) alt Oberamtmann Konservativ 
1864 Christoph Albert Kurz (1806-1864) Fürsprecher  
1864-1888 Otto von Büren (1822-1888) Oberst Konservativ 
1888-1895 Eduard Müller (1848-1919) Fürsprecher FDP 
1895-1899 Franz Lindt (1844-1901) Ingenieur FDP 
1900-1918 Adolf von Steiger (1859-1925) Richter FDP 
1918-1920 Gustav Müller (1860-1921) Notar SP 
1920-1937 Hermann Lindt (1872-1937) Fürsprecher BP 
1937-1951 Ernst Bärtschi (1882-1976) Lehrer FDP 
1952-1958 Otto Steiger (1890-1958) Fürsprecher BP 
1958-1966 Eduard Freimüller (1898-1966) Regierungsstatthalter SP 
1966-1979 Reynold Tschäppät (1917-1979) Fürsprecher SP 



Gemeinderat/ allg. Teil 5 

1979-1992 Werner Bircher (geb.  1928) Elektrotechniker FDP 
1993-2001 Klaus Baumgartner (geb.  1937) Direktionssekretär SP 
 
 
 
 Die Vizepräsidenten 1832-20003 
 
Amtszeit Person  Beruf Partei 

     
1832-1848 Ludwig Friedrich von Effinger (1795-1867) alt Oberamtmann Konservativ 
1849-1863 Christoph Albert Kurz (1806-1864) Fürsprecher  
1864 Otto von Büren (1822-1888) Oberst Konservativ 
1864-1868 Sigmund Carl Stoos (1808-1870) Oberst  
1868-1885 Rudolf Stuber (1825-1904) Fürsprecher Konservativ 
1886-1888 Rudolf Brunner  (1827-1894) Fürsprecher Freisinnig 
1888-1892 Johann Rudolf Kuert (1830-1892) Fürsprecher FDP 
1892-1895 Friedrich Heller-Bürgi (1847-1916) Buchhalter FDP 
1895-1898 Alfred Scherz (1847-1904) Fürsprecher FDP 
1898-1899 Rudolf Guggisberg (1853-1913) Lehrer FDP 
1900-1918 Gustav Müller (1860-1921) Notar SP 
1918-1920 Rudolf Schenk (1858-1923) Fürsprecher FDP 
1920-1921 Gustav Müller (1860-1921) Notar SP 
1921-1932 Oskar Schneeberger (1868-1945) Sekretär SMUV SP 
1933-1938 Robert Grimm (1881-1958) Redaktor SP 
1938-1939 Eduard Freimüller (1898-1966) Regierungsstatthalter SP 
1940-1943 Otto Steiger (1890-1958) Fürsprecher BP 
1944-1947 Eduard Freimüller (1898-1966) Regierungsstatthalter SP 
1948-1950 Otto Steiger (1890-1958) Fürsprecher BP 
1950-1958 Eduard Freimüller (1898-1966) Regierungsstatthalter SP 
1958-1959 Hans Hubacher (geb.  1924) Architekt BP 
1960-1967 Paul Dübi (1908-1989) Fürsprecher FDP 
1968-1975 Gerhart Schürch (1910-1994) Fürsprecher FDP 
1975-1976 Arist Rollier (1919-1997) Fürsprecher FDP 
1977-1979 Werner Bircher (geb.  1928) Elektrotechniker FDP 
1979-1988 Heinz Bratschi (1925-1992) Fürsprecher SP 
1989-1992 Alfred Neukomm (geb.  1945) Sekretär Stiftung für 

Konsumentenschutz 
SP 

1993-1996 Theres Giger (geb.  1944) Redaktorin FDP 
1997-2000 Ursula Begert (geb.  1943) Laborantin SVP 
 
 
 
Personal 1832 Das Sekretariat des Gemeinderates besorgte der Gemeindeschreiber 
 1872 Das Sekretariat des Gemeinderates besorgt der Stadtschreiber. 
 

 
übergeord. 
Behörde 
 
 
Aufsicht 
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1926: 17, VB 1928: 17, VB 1932: 21 und 25, VB 1936: 24, VB 1937: 26-29, VB 1938: 
24f., VB 1940: 26, VB 1944: 31, VB 1947: 39, VB 1948: 33f., VB 1950: 31, VB 1951: 33, 
VB 1952: 34, Wahlprotokoll vom 10./ 11. Dezember 1955: 4, VB 1958: 25f., Wahlproto-
koll vom 5./ 6. Dezember 1959: 4, SRP 1961: 83f., da im SRP 1964 lediglich die Wahl 
des Gemeinderates und keine namentliche Auflistung enthalten ist, musste auf das Ber-
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ner Adressbuch von 1964 (Seite 63) zurückgegriffen werden. VB 1966: 12, Wahlproto-
koll vom 20. Dezember 1967: 4, VB 1970: 28, Wahlprotokoll vom 12. Dezember 1971: 4, 
VB 1972: 32, VB 1973: 21, VB 1975: 9, Wahlprotokoll vom 5. Dezember 1976: 5, VB 
1977: 9f., VB 1979: 16, Wahlprotokoll vom 30. November 1980: 4, Wahlprotokoll vom 2. 
Dezember 1984: 15, VB 1985: 7, SRP 1989/1: 10, Wahlprotokoll vom 5. Dezember 
1992 und 24. Januar 1993: 2f., Wahlprotokoll vom 1. Dezember 1996: 1, 3, 5. 

 5 Tögel 2004: 13-20. 
 


